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Jeder Mensch kann
in jeder Altersstufe
aufgrund einer Er-

krankung, eines Unfalls,
eines unvorhersehbaren
Unglückfalls in eine Le-
benssituation geraten,
in der es ihm nicht mehr
möglich ist, eigenver-
antwortliche Entschei-
dungen zu treffen. So-
weit dieser Mensch me-
dizinischer Versorgung
und ärztlicher Behand-
lung bedarf, darf diese je-
doch grundsätzlich nicht
ohne dessen Zustim-
mung erfolgen. Dies gilt
sowohl für ärztliche
Maßnahmen, die im
Verlauf einer schweren
Erkrankung getroffen
werden müssen, als
auch für solche am Le-
bensende. Durch eine Patientenverfügung können An-
ordnungen für Entscheidungen am Lebensende getrof-
fen werden. Für den Fall einer unvorhersehbaren
schweren Erkrankung oder eines Unfalls, welche die
Geschäftsfähigkeit und die Äußerungsfähigkeit beein-
trächtigen, kann eine Person ermächtigt werden (Voll-
macht für Angelegenheiten der Gesundheitssorge –
§ 1896 Abs. 2 S. 2 BGB), die die Angelegenheiten der hil-
febedürftigen Person im Rahmen der Gesundheitssorge
wahrnimmt, ohne dass hierfür ein Betreuer durch das
Vormundschaftsgericht bestellt werden muss. Voraus-
setzung ist, dass diese Person die Angelegenheit der Hil-
febedürftigen ebenso gut
wahrnehmen kann wie ein
Betreuer/eine Betreuerin.

Widerruf jederzeit möglich

Beide Verfügungen die-
nen dazu, das Recht der Be-
troffenen zur Selbstbestim-
mung und Entscheidungsfä-
higkeit in kritischen Lebens-
situationen und der letzten
Lebensphase zu wahren. Die
von der Ärztekammer Nord-
rhein herausgegebenen Mus-
ter sollen eine Hilfestellung
bei der Errichtung einer eige-
nen Patientenverfügung und
Vollmacht für Angelegenhei-
ten der Gesundheitssorge bie-
ten. Sie können unmittelbar verwendet
oder abgeschrieben, verändert oder er-
gänzt werden. Letztlich sollen sie die indi-
viduellen Bedürfnisse und Vorstellungen

der verfügenden Person
zum Ausdruck bringen.
Nachträgliche Ände-
rungen der Patienten-
verfügung oder der
Vollmacht für Angele-
genheiten der Gesund-
heitssorge können vor-
genommen werden. Nur
die Originale entfalten
Rechtswirksamkeit. Bei-
de Verfügungen können
jederzeit widerrufen oder
vernichtet werden.

Patientenverfügung

In der Patientenver-
fügung wird der Wille
zur medizinischen Ver-
sorgung sowie ärztlichen
Behandlung und Beglei-
tung für den Lebenszu-
stand niedergelegt, in

dem das Lebensende bevorsteht und die Urteils- und Ent-
scheidungsfähigkeit der Betroffenen unwiederbringlich
verloren ist. Die Patientenverfügung wird zu einem Zeit-

punkt verfasst, in dem der Verfügende noch im
Besitz seiner geistigen Kräfte ist. Sie kommt spä-
ter nur dann zur Anwendung, wenn das medizini-
sche Grundleiden einen unaufhaltsamen tödli-
chen Verlauf genommen und der Sterbeprozess

begonnen hat.
Der Inhalt einer sol-

chen Verfügung ist für die
behandelnden Ärztinnen
und Ärzte rechtlich ver-
bindlich, wenn durch sie
der Wille des Patienten
eindeutig und sicher fest-
gestellt werden kann. Hilf-
reich ist die Benennung ei-
ner Vertrauensperson, mit
der die Patientenverfügung
besprochen wurde.

Damit die Patientenver-
fügung im Ernstfall auch Be-
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Patientenverfügung  

 

 

Mit dieser Verfügung bringe ich,  

 

Name, Vorname       Geburtsdatum 

___________________________________  Geschlecht 

Geburtsname      * weiblich * männlich 

 

Anschrift  

 

meinen Willen zum Ausdruck. Ich habe mich über die Bedeutung der Patientenverfügung informiert 

und bin mir der Tragweite der Erklärung bewusst. Sollte ich in einen Lebenszustand geraten, in dem 

ich meine Urteils- und Entscheidungsfähigkeit unwiederbringlich verloren habe und nicht mehr in 

der Lage sein werde, mich bezüglich der medizinischen Versorgung und Behandlung meiner Person 

zu äußern, erkläre ich Folgendes: 

 

Ich möchte in Würde sterben.  

 

* Sollte sich nach einer Diagnose und Prognose von mindestens zwei Fachärztinnen/Fachärzten 

ergeben, dass meine Krankheit zum Tode führen und mir nach aller Voraussicht große 

Schmerzen bereiten wird, wünsche ich keine weiteren diagnostischen Eingriffe und verzichte auf 

Maßnahmen der Intensivtherapie, die lediglich eine Sterbe- und Leidensverlängerung bedeuten 

würden.  

* Falls ich in einen Zustand dauernder Bewusstlosigkeit durch schwere Dauerschädigung meiner 

Gehirnfunktionen gerate oder wenn sonst lebenswichtige Funktionen meines Körpers auf Dauer 

ausfallen und ein eigenständiges Leben ohne so genannte „Apparatemedizin“ nicht mehr 

möglich ist, verzichte ich auf eine weitere Intensivtherapie oder Reanimation.  

* Sollten meine geistigen Funktionen so schwerwiegend und irreparabel geschädigt worden sein, 

dass für mich künftig kein selbstbestimmtes und kommunikationsfähiges Leben möglich ist, 

lehne ich es ab, dass meine Lebensfunktionen – abgesehen von ausreichender Nahrungs- und 

Flüssigkeitszufuhr - mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln aufrecht erhalten werden.  

Die Muster der Ärztekammer Nordrhein 
für die Patientenverfügung und die Vollmacht für Angelegenhei-
ten der Gesundheitssorge stehen als Download im Internetange-
bot der Ärztekammer Nordrhein in der Rubrik KammerIntern/
KammerArchiv zur Verfügung. Sie unterscheiden sich von den
Mustern anderer Einrichtungen dadurch, dass sich die Patienten-
verfügung nur auf die letzte Lebensphase bezieht und die Voll-
macht auf die Gesundheitssorge. RhÄ

Die Muster der Ärztekammer
Nordrhein sollen eine Hilfe-
stellung geben.
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Vollmacht für Angelegenheiten der Gesundheitssorge 
(gemäß § 1896 Abs. 2 S. 2 BGB) 

 

 

Ich, _________________________________________________________________________, 

(Name , Vorname) 
Anschrift: ____________________________________________________________________ 

 

geboren am ____________________________, in ___________________________________, 

(Vollmachtgeberin/Vollmachtgeber)   

erteile  
 

Frau/Herrn ___________________________________________________________________, 

(Bevollmächtigte/Bevollmächtigter) Geburtsdatum: ________________________________________________________________, 

 

Adresse: _____________________________________________________________________, 

Tel./Fax: _____________________________________________________________________,  

 

die Vollmacht, mich in  
Ã allen Angelegenheiten, die meine Gesundheit und meine Pflege betreffen,  
Ã nur in besonderen Angelegenheiten (bitte einfügen, in welchen Fällen): 
_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________

_____________________________________________________________________________ 

zu vertreten.  
 

Frau/Herr _______________________________ darf in allen Angelegenheiten, die meine Ge-

sundheitssorge betreffen, einschließlich der ambulanten und/oder stationären Pflege entscheiden, 

soweit ich aufgrund einer Krankheit, eines Unfalls oder meines Geisteszustandes nicht oder nicht 

mehr in der Lage bin, mich bzgl. der medizinischen und pflegerischen Versorgung selbst zu äu-

ßern oder eigenverantwortliche Entscheidungen zu treffen. Voraussetzung ist die andauernde 

oder vorübergehende Unfähigkeit zur Besorgung der eigenen Angelegenheiten. 

 

Die/Der Bevollmächtigte darf insbesondere in sämtliche medizinische und pflegerische Maß-

nahmen im Rahmen der Gesundheitssorge einwilligen. Ã ja   Ã nein 
 

Ã nur in besonderen Angelegenheiten  (Bitte einfügen: ____________________________________________________ 

_________________________________________________________________ 

_________________________________________________________________) 

 

 

* Christina Hirthammer-Schmidt-Bleibtreu ist Justitiarin der Ärztekammer Nordrhein
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stand hat, sollten folgende Punkte be-
achtet werden:
➤ Die Patientenverfügung beschreibt

den individuellen Willen des Ver-
fügenden. Da der verfügenden
Person regelmäßig jedoch medizi-
nische Fachkenntnisse für die 
Beschreibung eines bestimmten
Krankheitszustandes fehlen, wird
vor der Erstellung der Patienten-
verfügung ein ärztliches Bera-
tungsgespräch empfohlen. In dem
Gespräch können die medizini-
schen Aspekte geklärt und Krank-
heitsbilder beschrieben werden.
Die eigenen Wünsche können so
überprüft werden.

➤ Die Patientenverfügung sollte ein-
deutig formuliert sein. Möglicher-
weise kann der Arzt oder die Ärz-
tin des Vertrauens bei der Be-
schreibung des Patientenwillens
behilflich sein.

➤ Die Patientenverfügung muss schriftlich erstellt, mit Da-
tum versehen und von dem Verfügenden unterschrie-
ben werden.

➤ Die Unterschrift auf der Patientenverfügung sollte re-
gelmäßig erneuert und mit Datum versehen werden
um zu dokumentieren, dass die Verfügung weiterhin
dem aktuellen Willen entspricht.

➤ Die Patientenverfügung kann nur Berücksichtigung
finden, wenn sie den behandelnden Ärztinnen und
Ärzten im Original vorgelegt wird.

➤ Die Patientenverfügung muss im Ernstfall auffindbar
sein. Es empfiehlt sich, beispielsweise bei der Haus-
ärztin oder dem Hausarzt eine Kopie der Verfügung
zu hinterlegen, auf der vermerkt ist, bei wem sich die
Originalurkunde befindet.

➤ In der Patientenverfügung kann eine Vertrauensper-
son benannt werden, mit der die Patientenverfügung
und der darin erklärte Willen besprochen wurde. Die
benannte Vertrauensperson sollte die Verfügung
ebenfalls unterschreiben.

➤ Die Verfügung soll den Hinweis enthalten, ob zudem
eine Vollmacht in Angelegenheiten der Gesundheits-
sorge verfasst wurde.

Vollmacht für Angelegenheiten der Gesundheitssorge 

Anders als die Patientenverfügung regelt die Voll-
macht für Angelegenheiten der Gesundheitssorge (ge-
mäß § 1896 Abs. 2 S. 2 BGB) den Fall einer schweren Er-
krankung oder eines schweren Unfalls, in deren Verlauf
der Betroffene vorübergehend oder auf Dauer nicht
mehr in der Lage ist, einen eigenen Willen zu bilden
oder diesen kundzutun. In diesem Fall kann es erforder-
lich werden, dass eine dritte Person die für ihn relevan-
ten Entscheidungen in Angelegenheiten der Gesund-
heitssorge trifft.

Der Bevollmächtigte ersetzt die Bestellung eines Be-
treuers durch das Vormundschaftsgericht, wenn er die

Angelegenheiten des Betroffenen
ebenso gut wie ein Betreuer oder eine
Betreuerin wahrnehmen kann 
(§ 1896 Abs. 2 S. 2 BGB). Die bevoll-
mächtigte Person kann in dem in der
Vollmacht vorgegebenen Rahmen
handeln.

Fehlen Anordnungen für diesen
Ernstfall, muss das Vormundschafts-
gericht bemüht und ein Betreuer be-
stellt werden.

Die Einwilligung eines Bevollmäch-
tigten in eine Untersuchung des Ge-
sundheitszustandes, eine Heilbehand-
lung oder einen ärztlichen Eingriff be-
darf allerdings der Genehmigung des
Vormundschaftsgerichts, wenn die be-
gründete Gefahr besteht, dass der Be-
troffene stirbt oder einen schweren
und länger dauernden gesundheitli-
chen Schaden erleidet.Wichtig ist, dass
die Vollmacht das Recht für diese Maß-
nahmen ausdrücklich umfasst.

Damit die Vollmacht für Angelegenheiten der Ge-
sundheitssorge den gesetzlichen Anforderungen genügt,
sollten folgende Punkte beachtet werden:
➤ Die Vollmacht soll nur als Vollmacht für Angelegen-

heiten der Gesundheitssorge ausgestellt werden und
nicht gleichzeitig für andere Angelegenheiten wie
zum Beispiel Vermögenssorge.

➤ Die Vollmacht für Angelegenheiten der Gesund-
heitssorge soll die Rechte, die für medizinische Ent-
scheidungen dem Bevollmächtigten eingeräumt wer-
den, genau bezeichnen.

➤ Aus der Vollmacht sollte hervorgehen, unter welchen
Umständen sie zum Tragen kommt.

➤ Die Vollmacht für Angelegenheiten der Gesund-
heitssorge muss den Bevollmächtigten genau benen-
nen. Die Einsetzung eines Ersatzbevollmächtigten ist
sinnvoll.

➤ Dem Bevollmächtigten oder Ersatzbevollmächtigten
muss die Vollmacht für Angelegenheiten der Ge-
sundheitssorge bekannt gegeben werden. Er sollte
durch Unterschrift sein Einverständnis mit der Be-
vollmächtigung bestätigen und sich des Inhalts der
Vollmacht bewusst sein.

➤ Die Vollmacht für Angelegenheiten der Gesund-
heitssorge muss schriftlich erstellt, mit Datum verse-
hen und von dem Verfügenden unterschrieben wer-
den.

➤ Durch die regelmäßige Erneuerung der Unterschrift
auf der Urkunde soll dokumentiert werden, dass die-
se weiterhin dem aktuellen Willen entspricht.

➤ Der Bevollmächtigte kann nur im Namen des Betrof-
fenen handeln, wenn er die Vollmachtsurkunde im
Original vorlegt. Daher muss sie im Ernstfall auffind-
bar sein. Es empfiehlt sich, dem Bevollmächtigten zu-
mindest eine Kopie der Vollmacht auszuhändigen,
auf der vermerkt ist, wo sich die Originalurkunde be-
findet.

T H E M A

Durch eine Patientenverfügung
können Anordnungen für 

Entscheidungen am Lebensende
getroffen werden.
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